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Vorzeitiges Ausscheiden des Arbeitnehmers: 
Auswirkungen auf die Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung 

über die ÖBAV Unterstützungskasse e.V. 
 
Scheidet ein Arbeitnehmer vorzeitig aus dem 
Arbeitsverhältnis aus, ohne dass ein Leis-
tungsfall (Alters-, Berufsunfähigkeits- oder 
Hinterbliebenenleistung) eingetreten wäre, 
können unverfallbare Ansprüche unterschied-
lich behandelt werden. 
 
A. Beitragsorientierte Leistungszusagen 
i.S.v. § 1 Abs. 2 Nr. 1 od. 3 BetrAVG 
 
I. Unverfallbare Anwartschaften 
Im Folgenden betrachten wir beitragsorien-
tierte Leistungszusagen i.S.v. § 1 Abs. 2 Nr. 1 
od. 3 Betriebsrentengesetz (BetrAVG), die von 
der ÖBAV Unterstützungskasse e. V. durch 
den Abschluss einer Lebensversicherung kon-
gruent rückgedeckt werden. Scheidet der Ar-
beitnehmer vor Eintritt eines Leistungsfalles 
aus dem Arbeitsverhältnis aus, behält er seine 
Anwartschaft aus der Zusage, wenn diese zum 
Ausscheidezeitpunkt gesetzlich unverfallbar 
gemäß § 1 b BetrAVG war (Wert der beitrags-
freien Versicherungsleistung). Handelt es sich 
um eine Entgeltumwandlung, so besteht die 
gesetzliche Unverfallbarkeit gemäß § 1b Abs. 
5 BetrAVG von Beginn an (bei Zusagen, die ab 
dem 01.01.2001 erteilt wurden), bei arbeitge-
berfinanzierten Zusagen unter der Vorausset-
zung, dass der Arbeitnehmer im Ausscheide-
zeitpunkt das 25. (21.) Lebensjahr vollendet 
hat und die Zusage seit mindestens fünf (drei) 
Jahre besteht (bei Zusagen, die ab dem 
01.01.2018 erteilt wurden). Für Altzusagen 
gelten die Übergangsvorschriften nach § 30 f 
BetrAVG.  
Für die Zeit vor der gesetzlichen Unverfallbar-
keit können Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
die vertragliche Unverfallbarkeit der Anwart-
schaft vereinbaren (s. hierzu Abschnitt A Ziff. 
VI Nr. 2). 
 
II. Bestehenbleiben der Versorgungsanwart-
schaft beim Arbeitgeber 
Grundsätzlich bleibt die Anwartschaft bei Aus-
scheiden des Arbeitnehmers aus dem Unter-
nehmen bei dem Arbeitgeber bestehen, der 
die Zusage erteilt hat. Für die steuer- und 

sozialversicherungsrechtliche Behandlung im 
Leistungsfall wird auf das Merkblatt „Steuer- 
und sozialversicherungsrechtliche Behand-
lung von Versorgungsleistungen über die 
ÖBAV Unterstützungskasse e.V.“ verwiesen. 
 
III. Übertragung der Versorgungsanwart-
schaft auf einen Folgearbeitgeber gemäß § 4 
BetrAVG 
Die Zusage kann gem. § 4 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG 
auf Wunsch des Arbeitnehmers mit Einver-
ständnis des bisherigen und eines neuen Ar-
beitgebers auf letzteren übertragen werden. 
Der übernehmende Arbeitgeber tritt in alle 
Rechte und Pflichten aus der Zusage ein und 
wird Mitglied der ÖBAV Unterstützungskasse 
e.V. Die Rückdeckungsversicherung läuft un-
verändert weiter, da die ÖBAV Unterstüt-
zungskasse e.V. Versicherungsnehmer ist. Die 
Übertragung hat keine steuerlichen oder sozi-
alversicherungsrechtlichen Auswirkungen. 
Falls durch den Arbeitgeberwechsel Beitrags-
lücken entstehen oder die Rückdeckungsver-
sicherung beitragsfrei gestellt wird, reduziert 
sich die Versicherungsleistung entsprechend.  
 
IV. Abfindung der Versorgungsanwartschaft 
 
1. Abfindung gemäß § 3 BetrAVG 
Der Anspruch des Arbeitnehmers kann nur bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ge-
mäß § 3 BetrAVG abgefunden werden, wobei 
sich der Hauptanwendungsfall nach § 3 Abs. 2 
BetrAVG richtet: Hiernach kann der Arbeitge-
ber die Anwartschaft abfinden, wenn die bei-
tragsfreie Leistung aus der Rückdeckungsver-
sicherung als monatliche Rente bzw. einmali-
ge Kapitalleistung bei Erreichen der zusage-
gemäßen Altersgrenze nicht 1% (bei Kapital-
zusagen nicht 12/10) der monatlichen Be-
zugsgröße nach § 18 SGB IV übersteigen wür-
de (z.B. 2019: Abfindungsgrenze [West] Rente 
31,15 EUR, Kapital 3.738 EUR; [Ost] bei Ren-
tenzusagen 28,70 EUR und bei Kapitalzusa-
gen 3.444 EUR). Zu beachten ist hierbei, dass 
wegen des Grundsatzes der Einheit der Ver-
sorgungszusage immer die gesamte Zusage 
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auf betriebliche Altersversorgung betrachtet 
werden muss, d.h. Teilabfindungen einer Zu-
sage (z.B. durch Auszahlung einzelner Rück-
deckungsversicherungen oder bei Mischfinan-
zierung nur z.B. des arbeitgeberfinanzierten 
Teils) sind nicht möglich. Seit dem 01.01.2018 
ist eine einseitige Abfindung dieser „Mini-
Anwartschaften“ durch den Arbeitgeber frü-
hestens drei Monate nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses möglich. Voraussetzung 
ist, dass der Arbeitnehmer innerhalb dieses 
Zeitraums kein neues Arbeitsverhältnis in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union begründet und dies dem ehema-
ligen Arbeitgeber mitteilt. Im Sinne einer effi-
zienten Verwaltung stellt die ÖBAV daher seit 
dem 01.01.2018 nur noch Abfindungsverein-
barungen zur Verfügung, die eine Unterschrift 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer vorsehen 
(einvernehmliche Abfindung). 
 
Die Abfindung kann dann auf zwei Arten erfol-
gen: 
 
a) Auszahlung des Rückkaufswerts 
Bei der Barabfindung kauft die Unterstüt-
zungskasse die Rückdeckungsversicherung 
zurück und zahlt den Rückkaufswert an den 
Arbeitgeber aus. Dort wird die Leistung ver-
steuert: Die Abfindung gehört als Kapitalleis-
tung nach § 19 Abs. 2 S. 2 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) zu den Einkünften aus nicht-
selbständiger Arbeit. Da die Leistung in einer 
Summe gezahlt wird und es sich damit um 
Vergütung (Arbeitslohn) für mehrjährige Tä-
tigkeit im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG 
handelt, ist die Fünftelregelung nach § 34 Abs. 
1 EStG anwendbar. Im Rahmen der Fünftelre-
gelung wird der Anstieg der Steuerlast ermit-
telt, der sich ergibt, wenn lediglich ein Fünftel 
des Kapitals zu dem zu versteuernden Ein-
kommen gehören würde. Im Anschluss wird 
dieser Anstiegsbetrag zur Ermittlung der tat-
sächlichen Steuerlast verfünffacht. Damit 
mindert sich die Steuerprogression. Dies wird 
im Rahmen der individuellen Einkommen-
steuerklärung vom Finanzamt von Amts we-
gen nachträglich im Zusammenhang mit dem 
tatsächlichen Einkommen geprüft, nachdem 
der Arbeitgeber die Leistung zunächst auch 
schon nach der Fünftelregelung versteuert. 

Abfindungsleistung nach § 3 BetrAVG sind 
auch in der Sozialversicherung zu verbeitra-
gen, da es sich dabei nach Ansicht der Spit-
zenverbände der Sozialversicherungsträger 
nicht um Arbeitslohn, sondern um Versor-
gungsbezüge i.S.d. § 229 SGB V handelt (vgl. 
Protokollnotiz "Besprechung des GKV-
Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund und der Bundesagentur für 
Arbeit über Fragen des gemeinsamen Bei-
tragseinzugs“ am 20.04.2016, Ziff. 4, S.11 ff.).  
Gemäß § 226 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 3, 4 SGB V 
sind Krankenversicherungsbeiträge nur zu 
entrichten, wenn die monatlichen beitrags-
pflichtigen Einnahmen ein Zwanzigstel der 
monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
übersteigen (für das Jahr 2019 [West] 155,75 
EUR; [Ost] 143,50 EUR). Für eine Abfindungs-
zahlung als nicht regelmäßig wiederkehrende 
Leistung gilt gemäß § 229 Abs. 1 Satz 3 SGB V 
ein 1/120 der Leistung als monatlicher Zahlbe-
trag. D.h. Krankenversicherungsbeiträge sind 
nur zu entrichten, wenn die Abfindungszah-
lung höher ist als. [West] 18.690 EUR; [Ost] 
17.220 EUR. Da die Kapitalzahlung aufgrund 
der Abfindungsbeschränkungen in § 3 Be-
trAVG der Höhe nach unterhalb dieser Ober-
grenze liegt, kann sich eine Beitragspflicht in 
der Krankenversicherung erst dann ergeben, 
wenn weitere Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung, Arbeitseinkommen, eine 
Rente aus der gesetzlichen Rente oder weite-
re Versorgungsbezüge zu der Abfindungszah-
lung hinzutreten. 
 
b) Private Fortführung der LV 
Auf Wunsch des Arbeitnehmers und in Ab-
sprache mit dem Arbeitgeber kann die Abfin-
dung unter den geschilderten Voraussetzun-
gen auch durch eine Übertragung der Versi-
cherungsnehmerstellung der Rückdeckungs-
versicherung von der Unterstützungskasse auf 
den anwartschaftsberechtigten Arbeitnehmer 
zur privaten Fortführung erfolgen. Sofern die 
zur beitragsfreien Vertragsfortführung erfor-
derliche tarifliche Mindestversicherungssum-
me noch nicht erreicht ist, ist die Vertragsfort-
führung nur in Verbindung mit einem Wieder-
einstieg in die Beitragspflicht (mindestens in 
Höhe des tariflichen Mindestversicherungs-
beitrags) ab der Übertragung möglich. 
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Bzgl. der Versteuerung und Verbeitragung in 
der Sozialversicherung gelten die Ausführun-
gen unter Abschnitt A. Ziff. IV Nr. 1. lit. a ent-
sprechend, u. E. auch im Hinblick auf die Sozi-
alversicherungsfreiheit bei Anwendung des § 
3 BetrAVG. Die Abfindung in Form der privaten 
Fortführung der LV wird in dem zitierten 
Rundschreiben der Spitzenverbände aber 
nicht erwähnt. 
Da hierbei keine Auszahlung erfolgt, ist das 
Deckungskapital der Lebensversicherung im 
Zeitpunkt der Übertragung Grundlage der 
Versteuerung (und ggf. der Verbeitragung in 
der Sozialversicherung). Dem Arbeitgeber 
stehen hierfür keine direkten Mittel zur Steu-
erabfuhr zur Verfügung, da die Versicherung 
nicht zurückgekauft wird. Gemäß § 38 Abs. 4 
EStG hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
den Fehlbetrag zur Verfügung zu stellen oder 
der Arbeitgeber einen entsprechenden Teil 
der anderen Bezüge des Arbeitnehmers zu-
rückzubehalten. Stehen keine anderen Bezüge 
zur Verfügung oder kommt der Arbeitnehmer 
seiner Verpflichtung nicht nach, so hat der 
Arbeitgeber dies seinem Betriebsstättenfi-
nanzamt mitzuteilen. Das Finanzamt fordert 
die zu wenig erhobene Lohnsteuer vom Ar-
beitnehmer nach. 
 
2. Abfindung außerhalb des Betriebsrenten-
gesetzes 
Bei einer arbeitgeberfinanzierten Zusage kann 
der Arbeitgeber vereinbaren, dass unabhän-
gig von den unter Abschnitt 1 genannten Fris-
ten die Zusage sofort unverfallbar gestellt 
wird.  
In diesen Fällen ist auf Wunsch des Arbeit-
nehmers und mit Zustimmung des Arbeitge-
bers ohne Berücksichtigung der Höchstgren-
zen nach § 3 BetrAVG eine Abfindung der An-
wartschaft in der o.g. Weise möglich (vgl. Ab-
schnitt A Ziff. IV. Nr.1 lit. a und b), Die Versteu-
erung erfolgt hier wie bei Arbeitslohn durch 
den Arbeitgeber nach § 19 EStG (vgl. A Ziff. IV. 
Nr.1 lit. a). Im sozialversicherungsrechtlichen 
Sinne handelt es sich bei dieser Abfindung 
ebenfalls um Versorgungsbezüge. Der Abfin-
dungsbetrag unterliegt daher der Verbeitra-
gung in der gesetzlichen Sozialversicherung. 

3. Abfindung im laufenden Arbeitsverhältnis 
Eine Abfindung der Anwartschaft im laufenden 
Arbeitsverhältnis ist ebenfalls nicht im Be-
triebsrentengesetz geregelt. Die Unterstüt-
zungskasse kann in diesem Fall die Verpflich-
tung des Arbeitgebers nicht durch Zahlung 
des Abfindungsbetrages ablösen (vgl. R 5.3 
Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Satz 3 Nr. 1 KStR 2015). 
 
4. Verfallbare Anwartschaften 
Liegt zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus 
dem Arbeitsverhältnis keine gesetzliche Un-
verfallbarkeit vor und ist auch vertraglich kei-
ne vereinbart, so verfällt die Anwartschaft des 
Arbeitnehmers ersatzlos. Das durch die Zu-
wendungen finanzierte Deckungskapital der 
Rückdeckungsversicherung bleibt bei der 
Unterstützungskasse bestehen und wird zu-
gunsten weiterer Anwartschaften des Arbeit-
gebers für andere Arbeitnehmer verwendet, 
indem die fälligen Zuwendungen mit dem 
vorhandenen Kapital verrechnet werden. 
Steuerlicher Zufluss findet hier nicht statt. 
 
5. Sonderfall: beherrschender Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer 
Das Betriebsrentengesetz dient dem Arbeit-
nehmerschutz und gilt gemäß § 17 Abs. 1 S. 1 
BetrAVG nur für den beschränkten Personen-
kreis der Arbeiter, Angestellten und zur Be-
rufsausbildung Beschäftigten sowie Minder-
heits-Gesellschafter-Geschäftsführern, die aus 
Anlass ihres Dienstverhältnisses eine betrieb-
liche Altersversorgung erhalten sollen. Der 
beherrschende Gesellschafter-Geschäfts-
führer (beh. GGF) gehört nicht dazu, kann un-
ter Beachtung besonderer steuerrechtlicher 
Voraussetzungen aber ebenfalls Anwärter auf 
betriebliche Altersversorgung über die ÖBAV 
Unterstützungskasse e.V. sein. Da die Best-
immungen des Betriebsrentengesetzes auf 
den beh. GGF nicht anwendbar sind, werden 
Regelungen zur Unverfallbarkeit analog der o. 
g. Bestimmungen des § 1b BetrAVG oder die 
sofortige vertragliche Unverfallbarkeit in der 
Zusage vereinbart. In Zusammenhang mit der 
Abfindung solcher vertraglich aber nicht ge-
setzlich unverfallbaren Anwartschaften, kann 
die Unterstützungskasse bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses des beh. GGF Vermö-
gensmittel grundsätzlich in unbegrenzter 
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Höhe auskehren (vgl. R. 5.4 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. 
Satz 3 Nr. 1 KStR).  
 
Steuerlich kann die Abfindung der Versor-
gungsanwartschaft beim beherrschenden GGF 
die Annahme einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung (vGA) zur Folge haben. Dies wird v. 
a. bei einer verfallbaren Anwartschaft anzu-
nehmen sein. Bei Abfindung einer unverfallba-
ren Anwartschaft wegen Ausscheidens des 
beherrschenden beh. GGF ist dagegen grund-
sätzlich davon auszugehen, dass die Abfin-
dung steuerlich anerkannt wird, die Möglich-
keit der Annahme einer vGA ist allerdings 
nicht ganz auszuschließen. Die Beurteilung 
sollte im Einzelfall von einem Steuerberater 
vorgenommen werden. Die Übertragung der 
Versorgungsanwartschaft auf einen Folgear-
beitgeber ist in analoger Anwendung von § 4 
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG ebenfalls möglich. Die 
Beurteilung der steuerlichen Implikationen 
sollte auch hier im Einzelfall von einem Steu-
erberater vorgenommen werden. 
 
B. Klassische Leistungszusagen oder bei-
tragsorientierte Leistungszusagen analog § 
1 Abs. 2 Nr. 1 od. 3 BetrAVG, die vor dem 
01.01.01 erteilt wurden 
Bzgl. der klassischen Leistungszusagen und 
den sog. „Altzusagen“ im Bereich der bei-
tragsorientierten Leistungszusage wird auf 
den 1. Abschnitt verwiesen – lediglich die Be-
rechnung des Anspruchs bei der Abfindung 
der Anwartschaft erfolgt hier auf andere Wei-
se: Der Anspruch richtet sich nach der zeitra-
tierlichen Berechnung, zu ermitteln ist der 
sog. „m/n-tel-Anspruch“ nach § 2 Abs. 1 Be-
trAVG. Das bedeutet, dass der Zeitraum vom 
Diensteintritt bis zum tatsächlichen Ausschei-
den aus dem Unternehmen mit dem Zeitraum 
vom Diensteintritt bis zur Regelaltersgrenze 
aus der Zusage (also der möglichen Betriebs-
zugehörigkeit) ins Verhältnis gesetzt wird. Der 
sich daraus ergebende Faktor wird mit der 
zugesagten Versorgungsleistung zum regulä-
ren Ablauf multipliziert, woraus sich der ver-
minderte Versorgungsanspruch zum verein-
barten Rentenalter ergibt. Liegt dieser unter-
halb der Abfindungshöchstgrenzen (s. Ab-
schnitt A Ziff. IV. Nr.1 lit. a), wird anhand des-
sen der Anwartschaftsbarwert nach den aner-

kannten Regeln der Versicherungsmathematik 
berechnet und als Abfindungsbetrag an den 
Arbeitnehmer ausgezahlt.  
 
Bei der Abfindung kann es u.U. zu einem 
Nachfinanzierungsbedarf kommen, den der 
Arbeitgeber abzudecken hat, falls zum Abfin-
dungszeitpunkt der Anwartschaftsbarwert 
größer ist als der Rückkaufswert der Rückde-
ckungsversicherung. 
 
 
Hinweis: Dieses Merkblatt dient der allgemei-
nen Orientierung und erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit oder Rechtsgültigkeit. Es 
spiegelt lediglich die Auffassung der ÖBAV 
Servicegesellschaft für betriebliche Altersver-
sorgung öffentlicher Versicherer mbH wieder. 
Für rechtssichere Auskünfte und Beratung im 
Einzelfall wenden Sie sich bitte an Ihren Steu-
erberater / Wirtschaftsprüfer. 


